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511. Bundesgesetz: Änderung des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967
(NR: GP XVIII IA 645/A AB 1598 S. 169. BR: AB 4843 S. 588.)

512. Bundesgesetz: Änderung des Ingenieurgesetzes 1990
(NR: GP XVIII RV 1612 AB 1696 S. 169. BR: AB 4837 S. 588.)

511. Bundesgesetz, mit dem das Familien-
lastenausgleichsgesetz 1967 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen.

Artikel I

Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967, BGBl.
Nr. 376, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 818/1993, wird wie folgt geändert:

1. Im § 30 a Abs. l erster Satz tritt an die Stelle
der Wortfolge „der kürzeste Weg zwischen
Wohnung und Schule" die Wortfolge „der kürzeste
Weg zwischen der Wohnung im Inland und der
Schule"

2. Im § 30 c Abs. 4 erster Satz tritt an die Stelle
der Wortfolge „außerhalb seines Hauptwohnortes
am Schulort" die Wortfolge „außerhalb seines
inländischen Hauptwohnortes am Schulort"

3. § 30 d Abs. 2 lautet:

„(2) Die Schulfahrtbeihilfe wird für jeden Monat
gewährt, in dem der Schüler die Schule besucht, in
einem Schuljahr (Studienjahr) jedoch höchstens für
zehn Monate. Die Schulfahrtbeihilfe gemäß § 30 c
Abs. 4 wird für einen Monat nicht gewährt, in dem
der Unterrichtsbetrieb in der ersteh Woche dieses
Monats endet oder in der letzten Woche dieses
Monats beginnt. Liegen in einem Monat die
Voraussetzungen für die Gewährung verschieden
hoher Pauschbeträge vor, so ist die Schulfahrtbei-
hilfe in Höhe des höheren Pauschbetrages zu
gewähren."

3 a. § 30 e Abs. l zweiter Satz lautet:

„Der Antrag ist bei dem nach Abs. 2 zuständigen
Finanzamt bis 30. Juni des Kalenderjahres einzu-
bringen, das dem Kalenderjahr folgt, in dem das
Schuljahr (Studienjahr) endet, für welches die
Schulfahrtbeihilfe begehrt wird."

4. § 30 h Abs. 2 erster Satz lautet:

„Der Schüler hat den von der Republik Österreich
für eine Schülerfreifahrt geleisteten Fahrpreis (§ 30 f

4

Abs. l und 2) zu ersetzen, wenn er die Schülerfrei-
fahrt durch unwahre Angaben erlangt hat oder
weiter in Anspruch genommen hat, obwohl die
Voraussetzungen weggefallen sind."

5. Im Abschnitt I b lautet die Überschrift:

„Freifahrten und Fahrtenbeihilfe für Lehrlinge"

6. Nach § 30 l werden die §§ 30 m bis 30 q
eingefügt, die lauten:

„§ 30 m. (1) Anspruch auf Fahrtenbeihilfe für
Lehrlinge haben Personen für Kinder, für die ihnen
Familienbeihilfe gewährt oder ausgezahlt (§ 12)
wird oder für die sie nur deswegen keinen Anspruch
auf Familienbeihilfe haben, weil sie Anspruch auf
eine gleichartige ausländische Beihilfe haben (§ 4
Abs. 1), wenn das Kind als Lehrling in einem
gesetzlich anerkannten Lehrverhältnis steht und
eine betriebliche Ausbildungsstätte im Bundesgebiet
oder im grenznahen Gebiet im Ausland besucht.

(2) Anspruch auf Fahrtenbeihilfe für Lehrlinge
haben auch Vollwaisen in einem gesetzlich
anerkannten Lehrverhältnis, denen Familienbeihilfe
gewährt wird (§ 6) oder die nur deswegen keinen
Anspruch auf Familienbeihilfe haben, weil sie
Anspruch auf eine gleichartige ausländische Beihilfe
haben (§ 4 Abs. 1), wenn die Vollwaise eine
betriebliche Ausbildungsstätte im Bundesgebiet oder
im grenznahen Gebiet im Ausland besucht.

(3) Die Fahrtenbeihilfe wird gewährt, wenn der-
kürzeste Weg zwischen der Wohnung und der
betrieblichen Ausbildungsstätte in einer Richtung
mindestens 2 km lang ist; für einen behinderten
Lehrling wird eine Fahrtenbeihilfe auch dann
gewährt, wenn dieser Weg weniger als 2 km lang ist
und dem Lehrling die Zurücklegung dieses Weges
nur mit Benutzung eines Verkehrsmittels möglich
ist.

(4) Wird der Lehrling im Rahmen seiner
Ausbildung in verschiedenen Ausbildungsstätten
desselben Unternehmens abwechselnd eingesetzt,
gilt als maßgeblicher Weg zwischen der Wohnung
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und der betrieblichen Ausbildungsstätte der Weg
zwischen der Wohnung und der im Lehrvertrag
ausgewiesenen betrieblichen Ausbildungsstätte.
Sind im Lehrvertrag mehrere betriebliche Ausbil-
dungsstätten ausgewiesen, ist jene Betriebsstätte
maßgebend, in welcher die Ausbildung des Lehr-
lings überwiegend erfolgt ist.

(5) Kein Anspruch auf Fahrtenbeihilfe besteht für
Lehrlinge, welche eine unentgeltliche Beförderung
auf dem Weg zwischen der Wohnung und der
betrieblichen Ausbildungsstätte oder auf einem Teil
dieses Weges in Anspruch nehmen können. Kein
Anspruch auf Fahrtenbeihilfe besteht für behinderte
Lehrlinge, welche eine unentgeltliche Beförderung
auf dem Weg zwischen der Wohnung und der
betrieblichen Ausbildungsstätte in Anspruch neh-
men können.

(6) Kein Anspruch auf Fahrtenbeihilfe besteht für
den fallweisen Besuch von betrieblichen Ausbil-
dungsstätten.

§ 30 n. Die Fahrtenbeihilfe für Lehrlinge beträgt,
wenn der Weg zwischen der Wohnung und der
betrieblichen Ausbildungsstätte in jeder Richtung
wenigstens dreimal pro Woche zurückgelegt wird,
bei einer Wegstrecke in einer Richtung

a) bis 10 km oder wenn der
Weg innerhalb eines Orts-
gebietes zurückgelegt wird monatlich 70 S,

b) über l0 km monatlich 100 S.

§ 30 o. (1) Die Fahrtenbeihilfe wird für einen
Lehrling nur einmal gewährt. Wird die Familien-
beihilfe für den Lehrling gemäß § 12 einer anderen
Person als dem Anspruchsberechtigten ausgezahlt,
so ist die Fahrtenbeihilfe der Person zu gewähren,
der die Familienbeihilfe ausgezahlt wird.

(2) Die Fahrtenbeihilfe für Lehrlinge wird für
jeden Monat gewährt, in dem der Lehrling auf
Grund eines gültigen Lehrverhältnisses in Ausbil-
dung steht, in einem Kalenderjahr jedoch höchstens
für neun Monate. Liegen infolge Wechsels des
Lehrverhältnisses in einem Monat die Vorausset-
zungen für die Gewährung verschieden hoher
Pauschbeträge gemäß § 30 n vor, so ist die jeweilige
Fahrtenbeihilfe in Höhe des höheren Pauschbetra-
ges zu gewähren.

§ 30 p. (1) Die Fahrtenbeihilfe für Lehrlinge ist
nur auf Antrag zu gewähren. § 10 Abs. 5 ist
sinngemäß anzuwenden. Der Antrag ist bei dem
nach § 30 e Abs. 2 zuständigen Finanzamt für
jedes Kalenderjahr nach Ablauf dieses Kalender-
jahres, längstens bis 30. Juni des nachfolgenden
Kalenderjahres einzubringen.

(2) Die Fahrtenbeihilfe für Lehrlinge ist nur zu
gewähren, wenn der Antragsteller eine Bestätigung
des Lehrberechtigten des Lehrlings vorlegt, aus der
hervorgeht, an welcher Ausbildungsstätte und über
welchen Zeitraum der Lehrling ausgebildet wurde.

(3) Zur Entscheidung über einen Antrag auf
Gewährung der Fahrtenbeihilfe für Lehrlinge ist das
Finanzamt zuständig, das für die Gewährung der
Familienbeihilfe zuständig ist (§ 13). Insoweit einem
Antrag nicht vollinhaltlich stattzugeben ist, ist ein
Bescheid zu erlassen.

(4) Die Fahrtenbeihilfe wird für ein Kalenderjahr
nur einmal, nach Ablauf des Kalenderjahres,
gewährt. § 30 h ist sinngemäß anzuwenden.

§ 30 q. (1) Der Anspruch auf die Fahrtenbeihilfe
für Lehrlinge ist nicht pfändbar.

(2) Die zur Durchführung von Verfahren nach
den Bestimmungen dieses Abschnittes erforderli-
chen Schriften sowie Bestätigungen der Lehrberech-
tigten gemäß § 30 p Abs. 2 sind von den Stempelge-
bühren befreit."

7 § 31 Abs. l lautet:
„(1) Zur Erleichterung der Lasten, die den

Eltern durch die Erziehung und Ausbildung der
Kinder erwachsen, sind Schülern, die eine öffentli-
che oder mit dem öffentlichkeitsrecht ausgestattete
Pflichtschule, mittlere oder höhere Schule im
Inland als ordentliche Schüler besuchen oder die
die allgemeine Schulpflicht durch Teilnahme an
einem Unterricht im Inland gemäß § 11 des
Schulpflichtgesetzes 1985 erfüllen, die für den
Unterricht notwendigen Schulbücher oder thera-
peutischen Unterrichtsmittel für Behinderte oder
Schulbücher in Blindenschrift (Bücher, Datenträ-
ger) nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
unentgeltlich zur Verfügung zu stellen."

8. § 31 a Abs. 5 lautet:
„(5) Die Bestimmungen über die Schulbücher

sind auch auf therapeutische Unterrichtsmittel für
Behinderte und Schulbücher in Blindenschrift
(Bücher, Datenträger) anzuwenden, wenn diese
Unterrichtsmittel schulbehördlich zugelassen und
für den Unterricht erforderlich sind."

9. Im § 39 Abs. 5 lit. a tritt an die Stelle der
Wortfolge „in den Monaten März, Juni, September
und Dezember" die Wortfolge „in den Monaten
Februar, Mai, August und November"

10. Im § 43 Abs. l wird als 2. Satz eingefügt:

„Arbeitslöhne, die regelmäßig wiederkehrend bis
zum 15. Tag eines Kalendermonats für das
vorangegangene Kalendermonat gewährt werden,
sind dem vorangegangenen Kalendermonat zuzu-
rechnen."

11. Im § 50 a Abs. 7 wird das Datum
„31. Dezember 1994" durch das Datum „30. Juni
1995" ersetzt.

12. § 51 Abs. 2 Z 4 lautet:
„4. hinsichtlich der §§ 28, 30 i Abs. 2, 30 q Abs. 2,

31 f und 37 Abs. 2, soweit es sich um die
Befreiung von den Stempelgebühren handelt,
sowie hinsichtlich des § 39 Abs. 5 lit. a, § 45
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Abs. l zweiter Satz und § 46 a Abs. 3 der
Bundesminister für Finanzen,"

Artikel II
Es treten in Kraft:

1. Art. I Z l bis 6, 9 und 12 dieses Bundes-
gesetzes mit 1. Jänner 1994.

2. Art. I Z 7 und 8 dieses Bundesgesetzes mit
1. September 1994.

3. Art. I Z 10 dieses Bundesgesetzes ist mit der
Maßgabe anzuwenden, daß Dienstgeberbei-
träge für Fälligkeitstage vor dem 15. Sep-
tember 1994 insoweit als zum maßgeblichen
Fälligkeitstag entrichtet gelten.

Klestil
Vranitzky

512. Bundesgesetz, mit dem das Ingenieur-
gesetz 1990 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Ingenieurgesetz 1990, BGBl. Nr. 461,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.
Nr. 107/1993, wird wie folgt geändert:

1. Der Titel lautet:

„Bundesgesetz über Ingenieure (Ingenieurgesetz
1990)"

2. Vor dem § l wird die Gliederungsbezeich-
nung „1. Abschnitt" und die Überschrift „Standes-
bezeichnung- ,Ingenieur'" eingefügt.

3. Dem § 5 Abs. l wird folgender Satz angefügt:

„Diplomprüfungen, durch die solche Sonderformen
abgeschlossen werden, sind der Reifeprüfung
gleichzuhalten."

4. Im § 12 entfällt die Wortfolge „im Falle der
Uneinbringlichkeit mit einer Freiheitsstrafe bis zu
zwei Wochen".

5. Vor dem § 14 wird die Gliederungsbezeich-
nung „2. Abschnitt" und die Überschrift „Bezeich-
nungen ,Diplom-HTL-Ingenieur' und ,Diplom-
HLFL-Ingenieur'" eingefügt.

6. Die §§ 14 ff. lauten:

„§ 14. Die Bezeichnungen „Diplom-HTL-Inge-
nieur" und „Diplom-HLFL-Ingenieur" dürfen nach
Maßgabe der folgenden Bestimmungen geführt
werden. Die Berechtigung zur Führung ist
Personen zu verleihen, die auf technischen bzw.

auf land- und forstwirtschaftlichen Gebieten
Kenntnisse und Fähigkeiten erworben und durch
eine Prüfung gemäß § 18 nachgewiesen haben, die
jenen gleichzuhalten sind, wie sie durch ein Diplom
einer dem Art. l lit. a der Richtlinie 89/48/EWG
vom 21. Dezember 1988, ABl. Nr. L 19 vom
24. Jänner 1989, S 16 — Anhang VII Z l des
EWR-Abkommens, BGBl. Nr. 909/1993, entspre-
chenden Fachhochschule nachgewiesen werden.

§ 15. (1) Personen, denen die Berechtigung zur
-Führung der Bezeichnung „Diplom-HTL-Inge-
nieur" bzw. „Diplom-HLFL-Ingenieur" verliehen
wurde, dürfen diese im vollen Wortlaut oder in der
abgekürzten Form „Dipl.-HTL-Ing." bzw. „Dipl.-
HLFL-Ing." ihrem Namen beifügen und die
Eintragung in amtlichen Ausfertigungen und
Urkunden verlangen.

(2) Durch die Berechtigung zur Führung dieser
Bezeichnungen werden in anderen Rechtsvor-
schriften festgelegte besondere Berufsbezeichnun-
gen und Berechtigungen nicht ersetzt.

§ 16. (1) Die Berechtigung zur Führung der
Bezeichnung „Diplom-HTL-Ingenieur" ist vom
Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten über Antrag zu verleihen, wenn der Antrag-
steller

1. die Reifeprüfung nach dem Lehrplan einer
inländischen höheren technischen Lehranstalt
erfolgreich abgelegt hat,

2. nach der Reifeprüfung eine mindestens
sechsjährige Berufspraxis, bei der die an der
höheren technischen Lehranstalt erworbenen,
für das Fachgebiet wesentlichen technischen
Kenntnisse anzuwenden waren, zurückgelegt
hat,

3. durch die Vorlage einer schriftlichen Arbeit
auf seinem Fachgebiet eingehende und
umfassende Kenntnisse nachweist und

4. eine fachliche Prüfung vor Sachverständigen
erfolgreich abgelegt hat.

(2) Die Berechtigung zur Führung der Bezeich-
nung „Diplom-HLFL-Ingenieur" ist vom Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft über Antrag
zu verleihen, wenn der Antragsteller

1. die Reifeprüfung nach dem Lehrplan einer
inländischen höheren land- und forstwirt-
schaftlichen Lehranstalt erfolgreich abgelegt
hat,

2. nach der Reifeprüfung eine mindestens
sechsjährige Berufspraxis, bei der die an der
höheren land- und forstwirtschaftlichen Lehr-
anstalt erworbenen, für das Fachgebiet
wesentlichen Kenntnisse anzuwenden waren,
•zurückgelegt hat,

3. durch die Vorlage einer schriftlichen Arbeit
auf seinem Fachgebiet eingehende und
umfassende Kenntnisse -nachweist und

4. eine fachliche Prüfung vor Sachverständigen
•erfolgreich abgelegt hat.
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(3) Die Voraussetzung gemäß Abs. l Z l und
Abs. 2 Z 1 kann auch durch die erfolgreich
abgelegte Reife- oder Abschlußprüfung nach
ausländischen Lehrplänen nachgewiesen werden,
wenn diese Prüfung gleichwertige Kenntnisse, wie
sie die inländischen Lehrpläne für die in Abs. 1 Z 1
und Abs. 2 Z 1 genannten Lehranstalten vorsehen,
umfaßt.

§ 17. Höhere Lehranstalten im Sinne des § 16
Abs. l 2 l und § 16 Abs. 2 2 l sind die in § 5
angeführten Lehranstalten.

§ 18. (1) Die Prüfung gemäß § 16 Abs. l 2 4
ist vor einem Sachverständigenkollegium abzule-
gen, in das der Bundesminister für Unterricht und
Kunst und der Bundesminister für Wissenschaft
und Forschung je einen fachkundigen Vertreter
entsenden. Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten bestellt eine fachkundige Person
als Vorsitzenden des Sachverständigenkollegiums.
Auf Antrag des Antragstellers ist die fachliche
Prüfung öffentlich abzuführen.

(2) Die Prüfung gemäß § 16 Abs. 2 2,4 ist vor
einem Sachverständigenkollegium abzulegen, in das
der Bundesminister für Unterricht und Kunst und
der Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung je einen fachkundigen Vertreter entsenden.
Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
bestellt eine fachkundige Person als Vorsitzenden
des Sachverständigenkollegiums.

(3) Die Mitglieder der Sachverständigenkommis-
sion müssen ein facheinschlägiges Hochschulstu-
dium abgeschlossen haben und einschlägig prak-
tisch oder wissenschaftlich tätig sein.

(4) Die Prüfung hat sich umfassend auf Fragen
des Fachgebietes des Antragstellers und auf die
schriftliche Arbeit (§ 16 Abs. l 2 3 bzw. § 16
Abs. 2 2 3) zu erstrecken. Die Beurteilung der
schriftlichen Arbeit und der Prüfung hat nur dann
mit „bestanden" zu erfolgen, wenn das Sach-
verständigenkollegium mit Stimmeneinhelligkeit zu
diesem Kalkül gelangt.

(5) Die §§ 52 ff. des AVG finden auf die
Sachverständigen gemäß Abs. l und 2 keine
Anwendung.

(6) Der Bundesminister für wirtschaftliche
Angelegenheiten und der Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft haben jeweils durch
Verordnung nähere Bestimmungen über die fach-
liche Prüfung und über die schriftliche Arbeit zu
erlassen. In diesen Verordnungen ist auch die
Höhe der vom Antragsteller vor Beginn der
Prüfung zu leistenden Prüfungsgebühr in einer
dem Zeitaufwand und dem Sachaufwand ent-

sprechenden Höhe festzusetzen und die Entloh-
nung der Sachverständigen zu regeln.

§ 19. Dem Antrag auf Verleihung der Berech-
tigung sind die erforderlichen Nachweise im
Original oder in gerichtlich oder notariell beglau-
bigter Abschrift oder Ablichtung, fremdsprachliche
Urkunden über Verlangen der Behörde auch in
beglaubigter Übersetzung anzuschließen.

§ 20. Wer die Bezeichnung „Diplom-HTL-
Ingenieur" oder „Diplom-HLFL-Ingenieur" führt,
ohne dazu berechtigt zu sein, oder so führt, daß
damit die Berechtigung zur Führung eines
akademischen Grades vorgetäuscht wird, begeht
eine Verwaltungsübertretung und ist von der
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe
bis zu 100 000 S zu bestrafen.

§ 21. (1) Die Verleihung der Berechtigung ist zu
beurkunden.

(2) Für die Verleihung ist eine Verwaltungs-
abgabe in der Höhe von l 000 S zu entrichten. Im
übrigen gelten die Bestimmungen der Bundes-
Verwaltungsabgabenverordnung 1983, BGBl.
Nr. 24, in der jeweils geltenden Fassung.

§ 22. (1) Der 2. Abschnitt dieses Bundesgesetzes
tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2006 außer
Kraft.

(2) Auf zum 2eitpunkt des Außerkrafttretens
anhängige Verfahren ist dieses Bundesgesetz
weiterhin, längstens jedoch bis Ablauf des
31. Dezember 2008 anzuwenden.

3. Abschnitt

Vollziehung

§ 23. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für wirtschaftliche Angele-
genheiten, hinsichtlich jener Bewerber, die eine
land- und forstwirtschaftliche Ausbildung geltend
machen, der Bundesminister für Land- und Forst-
wirtschaft, hinsichtlich § 10 Abs. 2 jeweils im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Unter-
richt und Kunst, hinsichtlich § 18 Abs. l und 2
auch der Bundesminister für Unterricht und Kunst
und der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung betraut."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1994 in
Kraft.

Klestil
Vranitzky

Druck der österreichischen Staatsdruckerei


